
 

 

Verwaltungsgericht Hannover 
Im Namen des Volkes 

Urteil 

15 A 907/23 

 

In der Verwaltungsrechtssache 

  
 

Staatsangehörigkeit: afghanisch, 

– Kläger – 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte Deery und andere Kanzlei für Migrationsrecht,  
Papendiek 24-26, 37073 Göttingen - 450/19 -  

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge - Außenstelle Oldenburg -,  
Klostermark 70-80, 26135 Oldenburg - 7784678-423 -  

– Beklagte – 

wegen Dublin-Verfahren Italien 

hat das Verwaltungsgericht Hannover - 15. Kammer - ohne mündliche Verhandlung am 
28. Februar 2023 durch die Richterin am Verwaltungsgericht  als Einzelrichte-
rin für Recht erkannt: 

Der Bescheid der Beklagten vom  2019 wird aufgehoben. 

Die Beklagte trägt die Kosten des gerichtskostenfreien Verfahrens. 

Beglaubigte Abschrift 
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Die Entscheidung ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der 
Vollstreckungsschuldner darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleis-
tung in Höhe von 110 % des vollstreckbaren Betrags abwenden, wenn 
nicht die Vollstreckungsgläubigerin vor der Vollstreckung Sicherheit in 
Höhe von 110 % des zu vollstreckenden Betrags leistet. 

Tatbestand 

Der Kläger wendet sich gegen die Ablehnung seines Asylantrages als unzulässig.  

Er ist afghanischer Staatsangehöriger und reiste am .2019 in die Bundesrepublik 

Deutschland ein, wo er am .2019 einen förmlichen Asylantrag stellte.  

Eine Visaabfrage und die Angaben des Klägers ergaben, dass er mit einem italienischen 

Visum mutmaßlich nach Italien einreiste, um von dort aus nach Deutschland weiterzu-

reisen. Am .2019 stellte die Beklagte ein auf Art. 12 Abs. 4 Dublin III-VO gestütztes 

Aufnahmegesuch an Italien. Dieses wurde von den italienischen Behörden nicht beant-

wortet.  

Mit Bescheid vom .2019 lehnte die Beklagte den Asylantrag des Klägers als unzu-

lässig (Nummer 1) sowie die Feststellung von Abschiebungsverboten (Nummer 2) ab, 

ordnete die Abschiebung nach Italien an (Nummer 3) und befristete das Einreise- und 

Aufenthaltsverbot auf 15 Monate (Nummer 4). Der Bescheid wurde dem Kläger am 

.2019 zugestellt. 

Der Kläger hat gegen den Bescheid am .2019 Klage erhoben. Er macht im We-

sentlichen geltend, das Asylverfahren und die Aufnahmebedingungen für Antragsteller 

in Italien wiesen systemische Schwachstellen auf, die eine Gefahr einer unmenschlichen 

oder entwürdigenden Behandlung im Sinne des Art. 4 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union (GRC) mit sich brächten. Er sei aufgrund einer posttraumatischen 

Belastungsstörung sowie einer mittelgradigen depressiven Störung und damit einherge-

hender Suizidalität als vulnerabel sowie nicht reisefähig anzusehen.  

Der Kläger beantragt, 

den Bescheid der Beklagten vom .2019 aufzuheben.  

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen.  

Sie verweist zur Begründung auf den angefochtenen Bescheid.  
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Das Verfahren ist zur Entscheidung auf die Berichterstatterin als Einzelrichterin über-

tragen worden. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt 

der Gerichtsakte und des beigezogenen Verwaltungsvorgangs Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage, über die die Einzelrichterin mit dem Einverständnis der Beteiligten gemäß 

§ 101 Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) ohne mündliche Verhandlung 

entscheiden kann, hat Erfolg.  

Die Klage ist zulässig.  

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ist die Anfechtungsklage ge-

gen Bescheide, die die Unzulässigkeit eines Asylantrags nach § 29 Abs. 1 AsylG fest-

stellen, die allein statthafte Klageart. Hintergrund hierfür ist der Umstand, dass die Asyl-

anträge in diesen Fällen ohne Prüfung der materiell-rechtlichen Anerkennungsvoraus-

setzungen, also ohne weitere Sachprüfung, abgelehnt werden. Insoweit kommt auch 

kein eingeschränkter, auf die Durchführung eines Asylverfahrens beschränkter Ver-

pflichtungsantrag in Betracht (vgl. BVerwG, Urt. v. 20.5.2020 - 1 C 34.19 – juris Rn. 10). 

Bei einer erfolgreichen Klage führt die isolierte Aufhebung der angefochtenen Regelung 

zur weiteren Prüfung der Anträge durch die Beklagte und damit zum erstrebten Rechts-

schutzziel.  

Die Klage ist auch begründet. Der Bescheid der Beklagten vom .2022 ist im maß-

geblichen Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts (§ 77 Abs. 1 Satz 1, 2. Halb-

satz AsylG) rechtswidrig und verletzt den Kläger in seinen Rechten, sodass er aufzuhe-

ben ist, § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO.  

Die Beklagte hat den Asylantrag zu Unrecht als unzulässig abgelehnt. 

Rechtsgrundlage für die Unzulässigkeitsentscheidung ist § 29 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a 

AsylG, wonach ein Asylantrag unzulässig ist, wenn ein anderer Staat nach Maßgabe der 

Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 

Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitglied-

staats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 

einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist (ABl. L 

180 vom 29.6.2013, S. 31) (Dublin III-VO), für die Durchführung des Asylverfahrens zu-

ständig ist. Nach § 34a Abs. 1 Satz 1 ordnet das Bundesamt die Abschiebung eines 

Ausländers in einen sicheren Drittstaat (§ 26a) oder in einen für die Durchführung des 
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Asylverfahrens zuständigen Staat (§ 29 Absatz 1 Nummer 1) an, sobald feststeht, dass 

sie durchgeführt werden kann. 

Für die Prüfung des Asylbegehrens des Klägers ist grundsätzlich Italien nach Art. 22 

Abs. 7 i.V.m. Art. 12 Abs. 4 Dublin III-VO zuständig. Der Kläger ist mit einem bis zum 

16.03.2019 gültigen italienischen Visum in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einge-

reist. Im nach Art. 7 Abs. 2 Dublin III-VO maßgeblichen Zeitpunkt der Asylantragstellung 

war das Visum mithin weniger als sechs Monate (vgl. Art. 12 Abs. 4 Dublin III-VO) abge-

laufen; der Kläger hat das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten auch nicht zwischenzeitlich 

verlassen. Aufgrund dieses Sachverhalts hat die Beklagte unter dem 12.04.2019 ein 

Aufnahmegesuch an die italienischen Behörden gerichtet, auf welches diese nicht rea-

giert haben. Nach Art. 22 Abs. 7 Dublin III-VO ist davon auszugehen, dass einem Auf-

nahmegesuch stattgegeben worden ist, wenn der um Aufnahme ersuchte Mitgliedstaat 

– wie vorliegend Italien – nicht innerhalb einer Frist von zwei Monaten auf das Aufnah-

megesuch geantwortet hat.  

Die Zuständigkeit Italiens ist jedoch aus verfahrensbezogenen Gründen auf die Bundes-

republik Deutschland übergegangen. 

Nach Art. 3 Abs. 2 UAbs. 2 Dublin III-VO setzt der die Zuständigkeit prüfende Mitglied-

staat die Prüfung der in Kapitel III vorgesehen Kriterien fort, um festzustellen, ob ein 

anderer Mitgliedstaat als zuständig bestimmt werden kann, wenn es sich als unmöglich 

erweist, einen Kläger an den zunächst als zuständig bestimmten Mitgliedstaat zu über-

stellen, da es wesentliche Gründe für die Annahme gibt, dass das Asylverfahren und die 

Aufnahmebedingungen für Kläger in diesem Mitgliedstaat systemische Schwachstellen 

aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen oder entwürdigenden Behandlung im 

Sinne des Art. 4 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) mit sich 

bringen. 

Systemische Mängel im Sinne des Art. 3 Abs. 2 Dublin III-VO können erst angenommen 

werden, wenn das Asylverfahren oder die Aufnahmebedingungen im zuständigen Mit-

gliedstaat aufgrund größerer Funktionsstörungen regelhaft so defizitär sind, dass anzu-

nehmen ist, dass dort dem Asylbewerber im konkret zu entscheidenden Einzelfall mit 

beachtlicher Wahrscheinlichkeit eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung im 

Sinne von Art. 4 GRC, Art. 3 EMRK droht (BVerwG, Beschl. v. 19.03.2014 - 10 B 6/14 -

, juris Rn. 9). Erforderlich ist die reale Gefahr, dass dem Betroffenen in dem Mitgliedstaat, 

in den er überstellt werden soll, entweder schon der Zugang zu einem Asylverfahren 

verwehrt oder massiv erschwert wird, dass das Asylverfahren an grundlegenden Män-

geln leidet, oder, dass der Betroffene während der Dauer des Asylverfahrens wegen 
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einer grundlegend defizitären Ausstattung mit den notwendigen Mitteln elementare 

menschliche Grundbedürfnisse (wie z.B. Unterkunft, Nahrungsaufnahme und Hygiene-

bedürfnisse) nicht in zumutbarer Weise befriedigen kann (Nds. OVG, Urt. v. 15.11.2016 

- 8 LB 92/15 -, juris Rn. 41). 

Nach dieser Maßgabe kann der Asylantrag des Klägers nicht nach § 29 Abs. 1 Nr. 1 a 

AsylG als unzulässig abgelehnt werden, weil ihm zur Überzeugung der Einzelrichterin 

für den Fall der Rücküberstellung nach Italien die ernsthafte Gefahr einer erniedrigenden 

Behandlung i.S.d. Art. 4 GRCh oder Art. 3 EMRK droht. Die Einzelrichterin ist davon 

überzeugt, dass der Kläger mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit unabhängig von seinem 

Willen und persönlicher Entscheidung in Italien in eine Situation extremer materieller Not 

geraten wird und seine elementarsten Bedürfnisse („Bett, Brot, Seife“) für einen längeren 

Zeitraum nicht wird befriedigen können. 

Das Verwaltungsgericht Braunschweig führt hierzu in seinem Beschluss vom 

01.12.2022 (- 2 B 278/22 -, juris Rn. 28ff.) aus: 

„Den Antragstellern droht in Italien sowohl in dem Zeitraum zwischen ihrer Rückfüh-
rung und der förmlichen Asylantragstellung wie auch nach dem Abschluss ihres 
Asylverfahrens eine unmenschliche und erniedrigende Behandlung in Form von Ob-
dachlosigkeit (vgl. VG Bremen, Gerichtsbescheid vom 04.07.2022 - 6 K 2242/21, 
8484185 -, juris). Für die Anwendung von Art. 4 GRC ist es gleichgültig, ob es zum 
Zeitpunkt der Überstellung, während des Asylverfahrens oder nach dessen Ab-
schluss dazu kommt, dass die betreffende Person aufgrund ihrer Überstellung an 
den zuständigen Mitgliedstaat im Sinne der Dublin-III-Verordnung einem ernsthaften 
Risiko ausgesetzt wäre, eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung zu er-
fahren. Dem liegt die Überlegung zu Grunde, dass Art. 3 Abs. 2 der Dublin III-VO 
sich zwar unmittelbar nicht auf die Phase nach erfolgter Anerkennung als internati-
onal Schutzberechtigter bezieht, dass aber das Verbot des Art. 4 GRC absoluten 
Charakter genießt und daher die Anwendung des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems in keinem Stadium und in keiner Weise zu einem ernsthaften Risiko 
von Verstößen gegen Art. 4 GRC führen darf. In dieser Hinsicht wäre es wider-
sprüchlich, wenn das Vorliegen eines solchen Risikos im Stadium des Asylverfah-
rens eine Überstellung verhindern würde, während dasselbe Risiko dann geduldet 
würde, wenn dieses Verfahren durch die Zuerkennung von internationalem Schutz 
zum Abschluss kommt (EuGH, Urteil vom 19.03.2019 - C-163/17 -, juris Rn. 88 f.; 
VG Berlin, Urteil vom 26.06.2020 - 31 K 921.18 A - Rn. 20 ff., juris Rn. 20 ff.; VG 
Hannover, Urteil vom 12.02.2021 - 4 A 2210/18 -, juris Rn. 25). 

Eine Gefahr von Obdachlosigkeit besteht zum einen im Vorfeld der förmlichen Re-
gistrierung als Asylsuchender, weil Geflüchtete in dieser Phase kein Recht auf Un-
terkunft haben. 

Die Registrierung als Asylsuchender erfolgt in Italien in einem mehrstufigen Verfah-
ren. Der erste Schritt ist das Identifizierungs- und Registrierungsverfahren, bei dem 
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entweder bei der Grenzpolizei oder bei der bei der Einwanderungsbehörde der Po-
lizei („Questura“) die Fingerabdrücke abgenommen werden und ein Foto gemacht 
wird („Fotosegnalamento“). Auf das Fotosegnalamento folgt ein zweiter Schritt, der 

in der förmlichen Registrierung des Asylantrags besteht, die ausschließlich bei der 
Questura im nationalen Hoheitsgebiet durchgeführt wird. Die formale Registrierung 
des Antrags („Verbalizzazione“ oder „Formalizzazione“) erfolgt mittels eines Formu-

lars, das mit den grundlegenden Informationen zur persönlichen Geschichte des 
Antragstellers, der Reise nach Italien und den Gründen für die Flucht aus dem Her-
kunftsland ausgefüllt wird. Das Formular wird vom Asylbewerber unterschrieben und 
vor der Anhörung an die Territorialkommission gesandt. Erst mit dem Ausfüllen des 
Formulars ist die formale Phase des Antrags auf internationalen Schutz abgeschlos-
sen (Associazione per Gli Studi Giuridici sull’Immigrazione (ASGI), Country Report: 

Registration of the asylum application, 20.05.2022). 

Die italienische Gesetzgebung legt fest, dass ein Antragsteller das Recht hat, eine 
Unterkunft zu erhalten, sobald er den Willen bekundet hat, internationalen Schutz 
zu suchen. Die Aufnahme in das Asylsystem erfolgt dabei jedoch erst nach der For-
malisierung des Antrags, dem Ausfüllen des entsprechenden Formulars. Diese Pra-
xis hat zur Folge, dass Asylbewerber, einschließlich Dublin-Rückkehrer, bis zur Re-
gistrierung ihres Asylantrags ohne Unterkunft – und damit auch ohne angemessene 
medizinische Behandlung – bleiben (Schweizerische Flüchtlingshilfe (SFH), Situa-
tion of asylum seekers and beneficiaries of protection with mental health problems 
in Italy, Februar 2022, S. 12). Vor der förmlichen Registrierung ihres Asylantrags 
haben Geflüchtete lediglich Anspruch auf medizinische Notversorgung. Zudem sind 
sie in diesem Stadium dem Risiko einer willkürlichen Verhaftung und Abschiebung 
ausgesetzt (ASGI, a. a. O.; SFH, Reception conditions in Italy Updated: report on 
the situation of asylum seekers and beneficiaries of protection, in particular Dublin 
returnees, in Italy, Januar 2020, S. 28). Nach den vorliegenden Erkenntnismitteln 
kann sich diese Phase auf mehrere Wochen oder sogar Monate erstrecken. 

Denn das „Fotosegnalamento“ und die förmliche Registrierung des Antrags auf in-

ternationalen Schutz finden nicht immer gleichzeitig statt. Art. 26 Abs. 2 des Geset-
zesdekrets Nr. 25/2008 sieht zwar vor, dass der formlose Antrag auf internationalen 
Schutz innerhalb von drei Tagen behördlich zu dokumentieren ist, wobei die Frist 
bei einer großen Zahl von Asylbewerbern auf bis zu zehn Tage verlängert werden 
kann. In der Praxis werden diese Fristen jedoch nur selten eingehalten, was auf die 
hohe Zahl der Asylanträge und den Mangel an Polizeipersonal zurückzuführen ist. 
Vor allem in großen Ballungsräumen wie Mailand, Rom und Neapel erhalten Asyl-
bewerber oft erst nach einigen Wochen oder sogar Monaten eine Einladung („invito“) 

zu einem Termin, um bei der Questura förmlich ihren Antrag zu stellen (Asylum In-
formation Database (aida), Country Report: Italy. 2021 Update, 20.05.2022, S. 26; 
ASGI, a. a. O.; Ärzte ohne Grenzen (Médecins sans Frontières, MSF), Informal sett-
lements: social marginality, obstacles to access to healthcare and basic needs for 
migrants, asylum seekers and refugees, Februar 2018, S. 3). Im Zuge der Pandemie 
haben sich die Wartezeiten zumindest in den Städten weiter verlängert (SFH, Situ-
ation of asylum seekers and beneficiaries of protection with mental health problems 
in Italy, Februar 2022, S. 12). 

Zudem stellen spezielle Anforderungen der lokalen Questura-Büros weitere Hinder-
nisse beim Zugang zum Asylverfahren dar. Die Questura von Neapel etwa nimmt 
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keine von Asylbewerbern persönlich eingereichten Anträge an, sondern registriert 
nur solche Anträge, die über Rechtsanwälte oder NGOs eingereicht werden. Der 
Termin zur Asylantragstellung wird je nach Arbeitsbelastung erst nach einem oder 
sogar mehreren Monaten vergeben. In Rom beschränkte die Questura im Jahr 2020 
den Zugang auf etwa 20 Antragsteller pro Tag. Im Oktober 2020 verurteilte das Be-
rufungsgericht Rom das Innenministerium zum Schadenersatz, nachdem es festge-
stellt hatte, dass ein Antragsteller mindestens fünfmal versucht hatte, Zugang zur 
Polizeistation zu erhalten, und zweimal auf der Straße vor der Einwanderungsbe-
hörde geschlafen hatte, um zu den ersten Antragstellern zu gehören. Währenddes-
sen war er gezwungen, auf der Straße zu leben, da er mangels Registrierung keinen 
Zugang zum Aufnahmesystem hatte, obwohl er unter gesundheitlichen Problemen 
litt. Die Situation änderte sich auch 2021 nicht grundlegend. Das zuständige Büro 
der Questura von Mailand liegt weit entfernt vom zentralen Büro am nördlichen 
Stadtrand und lässt auch nur eine begrenzte Anzahl von Personen pro Tag zu. Fer-
ner kam es zu zahlreichen Fällen, in denen Asylbewerber das Gebäude der 
Questura – vor allem in größeren Städten – nicht betreten durften und gezwungen 
waren, mehrere Stunden draußen an einer Schranke zu warten, wobei sie psychi-
schen Misshandlungen wie Beschimpfungen und Anschreien ausgesetzt waren 
(ASGI, a. a. O.). 

Obwohl in Art. 4 und 5 des italienischen Aufnahmeerlasses klargestellt wird, dass 
das Fehlen eines Wohnsitzes kein Hindernis für den Zugang zu internationalem 
Schutz darstellt, verweigerten Questura-Büros im Jahr 2021 darüber hinaus in eini-
gen Fällen den Zugang zum Verfahren wegen des fehlenden Nachweises des 
Wohnsitzes, z. B. durch einen Mietvertrag oder eine Gastfreundschaftserklärung 
einschließlich des Ausweises der aufnehmenden Person. Dies war zum Beispiel in 
Latium (Rom), Kampanien (Neapel), Friaul-Julisch Venetien (Pordenone), Sizilien 
(Palermo, Syrakus), Sardinien (Cagliari), Piemont (Novara) und der Lombardei (Mai-
land) der Fall. Im Juni 2020 gab das Zivilgericht Triest der Klage eines pakistani-
schen Staatsangehörigen statt und wies die Questura von Pordenone an, seinen 
Asylantrag zu registrieren, was sie bis dahin mit Verweis auf einen fehlenden Wohn-
sitz verweigert hatte. Im Dezember 2020 gab das Gericht von Florenz einem Eilan-
trag statt, der sich gegen die Ablehnung des Asylantrags durch die Questura von 
Florenz wegen fehlender Unterlagen zur Bescheinigung des Wohnsitzes richtete. 
Es ist anzunehmen, dass es zu derartigen Vorgängen auch infolge der Rückführung 
von Personen im Rahmen des Dublin-Verfahrens kommt. Im August 2021 verhin-
derte die Questura von Udine (Friaul-Julisch Venetien) die Formalisierung eines 
Asylantrags und erteilte einem irakischen Asylbewerber, der zuvor einen Asylantrag 
in Deutschland gestellt hatte, stattdessen eine Ausweisung. In dieser Angelegenheit 
ist ein Berufungsverfahren vor dem Zivilgericht von Triest anhängig (ASGI, a. a. O.). 

Ferner droht den Antragstellern Obdachlosigkeit nach ihrem Ausscheiden aus dem 
Asylverfahren im Falle der Zuerkennung eines internationalen Schutzstatus durch 
die italienischen Behörden. 

Das italienische System basiert auf der Annahme, dass Personen mit Schutzstatus 
für sich selbst sorgen können und müssen. Nach der Gewährung eines Schutzsta-
tus sind anerkannte Geflüchtete nicht mehr berechtigt, in Erstaufnahmeeinrichtun-
gen oder CAS („Centro di Accoglienza Straordinaria“) zu bleiben. Zwar dürfen sie 

zunächst SAI-Unterkünfte („Sistema di accoglienza ed integrazione“, ehemals 
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SPRAR/SPROIMI) aufsuchen, doch da die Plätze in den SAI knapp sind, entsteht 
in der Praxis eine Schutzlücke (aida, a. a. O., S. 213). Zudem ist auch die Zeitdauer, 
für die anerkannte Schutzberechtigte in SAI-Unterkünften verbleiben dürfen, be-
grenzt. Art. 38 des Dekrets des italienischen Innenministeriums vom 18.11.2019 legt 
fest, dass die Aufnahme im SAI-System sechs Monate andauert. Nur in einigen Fäl-
len, die im Dekret genannt werden, können die Aufnahmebedingungen mit ange-
messener Begründung und mit vorheriger Genehmigung durch die zuständige Prä-
fektur um weitere sechs Monate verlängert werden. Zusätzliche sechs Monate kön-
nen gewährt werden, wenn anhaltende schwerwiegende gesundheitliche Gründe 
vorliegen oder um den Abschluss des Schuljahres zu ermöglichen (Art. 39 des 
Dekrets). Art. 5 des Gesetzesdekrets 130/2020 sieht vor, dass alle untergebrachten 
Personen nach Ablauf der Aufenthaltsdauer in weitere Integrationswege einbezo-
gen werden sollen, für die die zuständigen Gemeinden im Rahmen der verfügbaren 
personellen, instrumentellen und finanziellen Ressourcen verantwortlich sind (aida, 
a. a. O., S. 215). 

Trotzdem zeigt der Jahresbericht des Aufnahmesystems SPRAR/SIPROIMI (nun-
mehr SAI), dass Flüchtlinge, die in SPRAR/SIPROIMI-Einrichtungen untergebracht 
sind, bei der Erlangung der Wohnautonomie auf viele Hindernisse stoßen. Im Jahr 
2018 erhielten weniger als 5 % der im Zweitaufnahmesystem untergebrachten Per-
sonen einen Wohnzuschuss, wenn ihre Zeit im System endete, und weniger als 1 
% wurde bei Mietverfahren unterstützt, wenn sie die Aufnahmeeinrichtungen verlie-
ßen. Das italienische Wohnungswesen ist zudem strukturell nicht auf die Bedürf-
nisse von Personen mit internationalem Schutzstatus eingestellt. In den letzten drei-
ßig Jahren lag der Anteil der Sozialwohnungen am gesamten Wohnungsmarkt kon-
stant lediglich zwischen 5 und 6 %. Darüber hinaus sind die Kriterien für die Zutei-
lung von Sozialwohnungen in vielen Fällen für viele Einwanderer nachteilig, selbst 
wenn sie nur über ein sehr geringes Einkommen verfügen, da eine Mindestwohn-
sitzdauer verlangt wird (UNHCR, ASGI and SUNIA, The refugee house - Guide to 
housing autonomy for beneficiaries of international protection in Italy, Februar 2021, 
S. 5-6). Weitere Kriterien, die von einigen Regionen für die Zuweisung einer Sozial-
wohnung verlangt werden, sind etwa ein Wohnsitz in der Gemeinde, in der der An-
trag gestellt wird, keine vorherige Zuweisung von öffentlichem Wohnraum oder das 
Fehlen einer illegalen Beschäftigung (aida, a. a. O., S. 217). 

Sowohl vor ihrer förmlichen Registrierung als Asylantragsteller als auch nach der 
Zuerkennung eines Schutzstatus wird die Antragstellerin zu 1) somit voraussichtlich 
gezwungen sein, mangels Zugang zu Aufnahmeeinrichtungen und sonstigem öf-
fentlichem Wohnraum eine Unterkunft auf dem privaten Markt zu suchen. Doch die 
tatsächliche Verfügbarkeit von Mietwohnungen ist knapp, weil mehr als 75 % der 
Familien in Italien Eigentümer des Hauses sind, in dem sie wohnen, und 60 % der 
Immobilien im Besitz von Einzelpersonen sind, die sie als Hauptwohnsitz nutzen, 
während Mietwohnungen nur 10 % aller auf dem nationalen Territorium verfügbaren 
Wohnungen ausmachen. Italien ist also ein Land der kleinen Eigentümer, die meist 
nur ein Haus für den Mietmarkt zur Verfügung haben. Die Knappheit von Mietobjek-
ten und die Notwendigkeit, mit einer großen Anzahl von Gesprächspartnern in Kon-
takt zu treten, benachteiligt die Flüchtlinge erheblich, weil sie in der Regel über eine 
geringe wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verfügen und bei der Interaktion mit Pri-
vatpersonen und Wohnungsbaugesellschaften mit sprachlichen Problemen konfron-
tiert sind (UNHCR, ASGI and SUNIA, a. a. O., S. 7-8). 
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Es ist unwahrscheinlich, dass die Antragstellerin zu 1) überhaupt in der Lage wäre, 
die finanziellen Mittel für eine private Wohnung aufzubringen. Denn nach ihren 
glaubhaften Angaben hat sie ihre sämtlichen Ersparnisse aus ihrer Arbeitstätigkeit 
im Iran aufgebraucht, um den Schleuser und die Ausreise nach Deutschland zu fi-
nanzieren. Folglich bräuchte sie eine Arbeitsstelle, um die Miete zahlen zu können. 
Doch im Allgemeinen bestehen für Geflüchtete Schwierigkeiten beim Zugang zum 
Arbeitsmarkt. In Anbetracht der derzeit hohen Arbeitslosigkeit in Italien ist es für 
Asylsuchende und Personen mit Schutzstatus äußerst schwierig, Arbeit zu finden. 
Schwarzarbeit ist verbreitet. Viele Zuwanderer arbeiten in der Landwirtschaft, oft 
unter prekären Bedingungen und sind anfällig für Ausbeutung. Im Allgemeinen sind 
die wenigen Arbeitsplätze, die Asylsuchenden und Schutzberechtigten zur Verfü-
gung stehen, schlecht bezahlt und zeitlich begrenzt. Der Lohn reicht in der Regel 
nicht aus, um eine Wohnung zu mieten oder einer Familie ein sicheres Einkommen 
zu bieten (SFH, Reception conditions in Italy Updated, Januar 2020, S. 71). Die Si-
tuation auf dem Arbeitsmarkt hat sich im Zuge der Covid-19-Pandemie und der Ver-
schlechterung der gesamtwirtschaftlichen Lage 2020 und 2021 zusätzlich ver-
schärft. Viele Personen mit Schutzstatus, die eine Arbeit gefunden hatten, haben 
diese dadurch verloren (Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA), Länderin-
formationsblatt der Staatendokumentation Italien, 01.07.2022, S. 21-22). Insbeson-
dere die Erwerbs- und Beschäftigungsquoten von Frauen in Italien liegt mit nur 51,2 
% im März 2022 deutlich unter dem EU-Durchschnitt, bei Frauen mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit sogar bei nur 45,4 % (Auswärtiges Amt/ Bundesministerium 
des Innern und für Heimat/ Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Gemeinsamer 
Bericht zur Aufnahmesituation von Asylantragstellenden sowie anerkannt Schutz-
berechtigten in Italien, 30.09.2022, S. 19; im Vergleich zu 79,6 % Beschäftigungs-
quote von Frauen in Deutschland im 2. Quartal 2022, https://de.statista.com/statis-
tik/daten/studie/188794/umfrage/erwerbsquote-in-den-eu-laendern/, aufgerufen am 
01.12.2022). 

Für Personen mit geringem Einkommen gibt es zwar seit März 2019 das sogenannte 
Bürgergeld („Reddito di Cittadinanza“; ersetzt das Arbeitslosengeld). Dieses wird 

jedoch nur Antragstellern gewährt, die mindestens die letzten zehn Jahre in Italien 
wohnhaft waren, davon mindestens zwei Jahre mit einem ununterbrochenen Wohn-
sitz. Diese Voraussetzung erfüllen in der Regel nicht einmal anerkannte Schutzbe-
rechtigte. Weitere Sozialleistungen obliegen den Regionen und Kommunen, welche 
eigene Regeln bezüglich der Höhe der Leistungen und des Empfängerkreises fest-
legen. So wird etwa die kommunale Beihilfe für arbeitslose Mütter („Assegno di ma-

ternità die comuni“) nur dann gewährt, wenn die Mutter ihren Antrag innerhalb von 

sechs Monaten nach dem Geburtsdatum bei der Wohnsitzgemeinde eingereicht hat 
(https://www.patronato.acli.it/assegno-maternita-dello-stato-2021-a-chi-spetta, auf-
gerufen am: 01.12.2022). Auch ein Anspruch auf Kindergeld („Assegno Unico Uni-

versale per i Figli“) besteht nur dann, wenn die Antragsteller seit zwei Jahren regel-

mäßig in Italien leben oder einen Arbeitsvertrag von mindestens 6 Monaten haben 
(https://italy.refugee.info/hc/en-us/articles/5388918400663-Your-right-to-access-
the-welfare-system, aufgerufen am: 01.12.2022). Das italienische Sozialsystem ist 
sehr schwach, garantiert keinerlei Nothilfe und stützt sich auf traditionelle Familien-
strukturen. Flüchtlinge können meist nicht auf solche Strukturen in Italien zurück-
greifen (BFA, a. a. O., S. 22). 
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Zusätzlich zu den oben beschriebenen Problemen haben Geflüchtete insbesondere 
in den letzten Jahren eine zunehmende Stigmatisierung und Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt erlebt. Laut dem Jahresbericht des Aufnahmesystems 
SPRAR/SIPROIMI berichten 67,4 % der Aufnahmezentren über Schwierigkeiten 
beim Zugang zu Wohnraum aufgrund der unsicheren Arbeitsverhältnisse der 
Schutzberechtigten, während 55,5 % feststellen, dass eines der Hauptprobleme in 
Bezug auf den Zugang zu Wohnraum für Personen mit internationalem Schutz das 
Misstrauen von Immobilienagenturen und Immobilieneigentümern ist (UNHCR, 
ASGI and SUNIA, a. a. O., S. 7-8). Sowohl in der Phase vor der Registrierung des 
Asylantrags als auch dann, wenn anerkannte Geflüchteten auf die Verlängerung ih-
rer Aufenthaltsgenehmigung warten, kommt die Schwierigkeit hinzu, dass viele Ver-
mieter die Vorlage einer gültigen Aufenthaltsgenehmigung fordern, weil sie befürch-
ten, als „Beherberger irregulärer Migranten“ angesehen zu werden, was nach italie-

nischem Recht als Straftat gilt (SFH, Reception conditions in Italy Updated, Januar 
2020, S. 67). 

Zwar gibt es regional organisierte Notunterkünfte, die meist von Trägern des sog. 
Dritten Sektors, also nicht staatlich von Nichtregierungsorganisationen oder kirchli-
chen Organisationen, betrieben werden. Diese sind jedoch nicht langfristig ausge-
richtet, manche von ihnen haben Verträge mit der Gemeinde und werden vor allem 
zu Winterzeiten geöffnet. Die Dauer dieser Projekte der Aufnahme hängt von der 
Verfügbarkeit der finanziellen Mittel ab, sie sind mithin nicht kontinuierlich garantiert. 
Diese Einrichtungen haben nur wenige Plätze zur Verfügung, die die Nachfrage 
nach Unterbringung derer, die auf der Straße leben müssen, nicht decken. Die Fa-
milieneinheit kann nicht immer berücksichtigt werden, sodass Eltern gegebenenfalls 
nur separate Plätze für sich und ihre Kinder angeboten werden. Die Plätze unterlie-
gen zudem einem Rotationssystem und sind nur für kurze Zeit nutzbar, damit mög-
lichst viele Menschen für einige Tage dort unterkommen können. Neben der Rota-
tion müssen die Bewohner in der Zeit ihres Aufenthaltes die Zentren tagsüber ver-
lassen und haben keine Möglichkeit, ein geregeltes Leben zu führen. Ein Großteil 
des Tages muss für die Deckung der Grundbedürfnisse, z. B. in die Nahrungsfin-
dung (Schlangestehen vor karitativen Suppenküchen), investiert werden, was es 
den Geflüchteten unter anderem unmöglich macht, sich eine Arbeit zu suchen (SFH, 
Situation von aus dem Ausland zurückkehrenden Schutzberechtigten (insbes. hin-
sichtlich einer Unterkunft), 29.04.2022, S. 4-5; SFH, Reception conditions in Italy 
Updated, Januar 2020, S. 68). 

Weil somit nicht davon ausgegangen werden kann, dass die Antragstellerin zu 1), 
bevor ihr Zugang zum Aufnahmesystem gewährt wird bzw. nachdem dieser Zugang 
mit dem Abschluss des Asylverfahrens erloschen ist, weder eine Sozialwohnung 
noch eine Wohnung auf dem privaten Wohnungsmarkt noch einen dauerhaften 
Platz in einer Notunterkunft finden wird, droht ihr und ihren Kindern in diesen Phasen 
ein Leben auf der Straße. 

Aufgrund mangelnder Kapazitäten des offiziellen Aufnahmesystems oder weil sie 
ihr Recht auf Zugang zum Aufnahmesystem verloren haben, sind viele Asylbewer-
ber und Schutzberechtigte obdachlos und leben auf der Straße oder in informellen 
Siedlungen, besetzten Häusern oder Barackensiedlungen in verschiedenen italieni-
schen Städten, in der Regel unter unzumutbaren Bedingungen (SFH, Reception 
conditions in Italy Updated, Januar 2020, S. 69). Aktuelle Berichte dokumentieren 
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zudem, dass Asylsuchende auch infolge der verzögerten oder verweigerten Regist-
rierung ihrer Anträge obdachlos werden. So prangerte etwa die Vereinigung „As-

semblea antirazzista“ im Juni 2022 an, dass über 60 Asylbewerber in der norditali-

enischen Stadt Trient (Trentino-Südtirol) seit Monaten obdachlos waren, während 
sie auf die Registrierung ihrer Asylanträge und die Zuweisung eines Platzes im Auf-
nahmesystem warteten (Agenzia Nazionale Stampa Associata (ANSA), InfoMig-
rants, 15.06.2022, https://www.infomigrants.net/en/post/41210/italy-over-60-
asylum-seekers-in-trento-homeless-for-months, aufgerufen am 01.12.2022). Im Au-
gust 2022 hatte sich die Situation noch immer nicht verbessert und Helfer machten 
die Langsamkeit der Bürokratie für die Notsituation verantwortlich (l’Adige, 

12.08.2022, https://www.ladige.it/cronaca/2022/08/12/centinaia-di-immigrati-sotto-i-
ponti-di-trento-in-attesa-di-asilo-negato-il-diritto-ad-un-posto-letto-1.3286747, auf-
gerufen am 01.12.2022). Die Betreiber eines Pfarrwohnheims in der italienischen 
Stadt Ravenna (Emilia-Romagna) berichteten von ständigen Wohnungsanfragen 
von obdachlosen jungen Migranten, die sich in der Schwebe befänden, während sie 
auf Papiere und die Aufnahme in die Erstaufnahmeeinrichtungen CAS („Centri di 

accoglienza straordinari“) warteten, die immer mehr überfüllt seien. Sie beklagten 

die überlangen Wartezeiten für die Legalisierung der Migranten (Vatican News, Sr. 
Maria's experience of running a center for migrants and the homeless, 16.09.2022, 
https://www.vaticannews.va/en/church/news/2022-09/sisters-project-maria-
giovanni-titone-migrants-welcoming.html, aufgerufen am 01.12.2022). 

Sofern andere Verwaltungsgerichte (VG Bremen, Beschluss vom 13.01.2022 - 6 V 
828/21, 8345068 -, juris; VG Greifswald, Urteil vom 17.11.2022 - 3 A 1301/22 HGW 
-, juris Rn. 38; VG Dresden, Beschluss vom 02.11.2022 - 12 L 745/22.A, 9468164 -
, juris, VG Cottbus, Urteil vom 08.09.2022 - VG 5 K 754/19.A, 7791080 -, juris; VG 
Köln, Urteil vom 25.08.2022 - 8 K 7119/19.A -, juris Rn. 58) die Gefahr einer Ob-
dachlosigkeit damit abtun, dass die Geflüchteten auf kommunale Notunterkünfte zu-
greifen könnten, überzeugt dies aus den ausgeführten Gründen nicht. Es ist nicht 
nachvollziehbar, dass Notunterkünfte eine gangbare Lösung sein sollen, insbeson-
dere, wenn die Gerichte zugleich einräumen, dass die genaue Anzahl an Plätzen in 
Notunterkünften schwierig auszumachen ist, sich die Plätze aufgrund der Covid-19-
Pandemie reduziert haben, die Nachfragen infolge der Wirtschaftskrise indes ge-
stiegen sind und Italien keinen nationalen Plan hat, der eine Erhöhung der Anzahl 
an Plätzen für die vorübergehende Unterbringung von Obdachlosen vorsieht. Zu-
dem muss davon ausgegangen werden, dass die von mehreren Gerichten zitierte 
Zahl von 10.000 Obdachlosen in ganz Italien im Jahr 2018 (vgl. VG Bremen, a. a. 
O., VG Greifswald, a. a. O.: VG Würzburg, Urteil vom 29.09.2022 - W 4 K 21.30332 
-, juris Rn. 53; .VG Stuttgart, Urteil vom 21.07.2022 - A 4 K 1253/22 -, juris Rn. 46), 
somit von nur etwa 0,016 % der Bevölkerung, deutlich zu niedrig angesetzt ist. Das 
Nationale Institut für Statistik (ISTAT) geht für das Jahr 2021 von 500.000 woh-
nungslosen Menschen aus, die auf der Straße oder in Behelfsunterkünften, etwa in 
Lagern und geduldeten oder spontanen Siedlungen, leben. Im Winter 2014 ermit-
telte das Institut zudem durch Erhebungen in Kantinen- oder Nachtasyleinrichtun-
gen eine Zahl von 50.724 Obdachlosen, die landesweit auf der Straße lebten. Es 
wird davon ausgegangen, dass dieser Anteil der Bevölkerung in den letzten zehn 
Jahren als Folge der Wirtschaftskrise zugenommen hat (ISTAT, 29.10.2021, Censi-
mento 2021 anche per le persone più difficili da rilevare, https://www.istat.it/it/fi-
les//2021/10/Popolazioni-speciali_Comunicato-stampa.pdf, aufgerufen am 
01.12.2022). 15 % der Wohnungslosen sind Frauen; 58 % der Wohnungslosen sind 
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Ausländer, wobei deren Quote in einzelnen Großstädten wie Mailand sogar bei 73 
% liegt (Quotidiano Piemontese, 07.01.2022, https://www.quotidianopiemon-
tese.it/2022/01/07/i-clochard-in-italia-sono-un-popolo-di-50-mila-invisibili-pari-a-un-
capoluogo-di-provincia/, aufgerufen am 01.12.2022; SFH, Reception conditions in 
Italy Updated, Januar 2020, S. 68). Dafür, dass der Anteil der Obdachlosen unter 
den Einwohnern Italiens deutlich höher sein dürfte, spricht auch eine Studie der 
Fondazione Rodolfo De Benedetti (fRDB) aus dem Jahr 2018 in Mailand, wo ein 
Anteil der Obdachlosen an der Bevölkerung von 0,2 % ermittelt wurde (Associazione 
NAGA, Più fuori che dentro, Dezember 2021, S. 62). 

Ein, wenn auch nur vorübergehendes, Leben in Obdachlosigkeit würde für die An-
tragstellerin zu 1) und ihre minderjährigen Söhne eine unmenschliche und erniedri-
gende Behandlung darstellen. 

Die Lebensbedingungen von Asylbewerbern und Flüchtlingen in besetzten Häusern, 
Slums und auf der Straße sind miserabel. Sie leben am Rande der Gesellschaft, 
ohne Aussicht auf eine Verbesserung ihrer Situation. Sie kampieren meist in kleinen 
Gruppen in Randgebieten, wo die Polizei sie nicht finden kann, um sie für das Schla-
fen im Freien zu bestrafen. Infolgedessen haben sie nicht nur keinen Zugang zu 
territorialen Sozial- und Gesundheitsdiensten, sondern auch zu den elementarsten 
Gütern wie Wasser, Lebensmitteln und Strom. Ihr Alltag besteht aus der Deckung 
ihrer Grundbedürfnisse, wie der Suche nach Nahrung und einem Schlafplatz (SFH, 
Reception conditions in Italy Updated, Januar 2020, S. 58, 69). Geflüchtete ohne 
festen Wohnsitz haben zudem kaum Zugang zu medizinischen Leistungen, denn, 
um sich beim nationalen Gesundheitsdienst (SSN) anzumelden, müssen sich Asyl-
bewerber oder Personen mit Schutzstatus an das örtliche ASL („azienda sanitaria 

locale“, lokale Gesundheitsbehörde) wenden und dort u. a. eine gültige Aufenthalts-

erlaubnis, eine Wohnsitzbescheinigung bzw. eine Erklärung über den tatsächlichen 
Aufenthalt, wie auf der Aufenthaltserlaubnis angegeben, sowie eine Steueridentifi-
kationsnummer vorlegen. Dies stellt ein schwer überwindbares Hindernis dar so-
wohl für asylsuchende Personen, deren Anträge noch nicht formell bei der Questura 
registriert wurde, als auch für Personen mit internationalem Schutz, die obdachlos 
geworden sind und deshalb Schwierigkeiten haben, ihre Aufenthaltserlaubnis zu 
verlängern und/oder einen Wohnsitznachweis zu erbringen. Die Angabe einer fikti-
ven Adresse oder der Adresse einer Nichtregierungsorganisation als Wohnsitz wird 
von vielen Behörden nicht zugelassen (SFH, Reception conditions in Italy Updated, 
Januar 2020, S. 73, 75). 

Zudem mangelt es in Italien an Unterstützungsleistungen für Obdachlose. In Bar-
letta (Apulien) forderten Vertreter von Hilfsorganisationen, den in der Region als 
Hilfsarbeiter in der Landwirtschaft tätigen Geflüchteten ein öffentliches Wohnheim 
zur Verfügung zu stellen, nachdem diese dort seit Langem in Zeltlagern in der freien 
Natur oder in leerstehenden Gebäuden leben müssen (Giuseppe di Bisceglie, Cor-
riere della Sera, 14.10.2022, https://corrieredelmezzogiorno.corriere.it/bari/cro-
naca/22_ottobre_14/sotto-ponti-tende-stracci-cosi-migranti-vivono-degrado-bar-
letta-7454595c-4bce-11ed-b1b7-e093d9351754.shtml, aufgerufen am 01.12.2022). 
Aus der Stadt Triest (Friaul-Julisch Venetien) wird berichtet, dass die Polizei Geld-
strafen von bis zu 500 Euro gegen obdachlose Asylbewerber verhängt (Agenzia 
Nazionale Stampa Associata (ANSA), InfoMigrants, 18.07.2022, http://www.infomig-
rants.net/en/post/41972/homeless-refugees-fined-in-trieste, aufgerufen am 
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01.12.2022). Zudem werden Hilfsorganisationen werden in ihrer Arbeit teilweise ge-
zielt behindert. Die Stadt Ventimiglia (Ligurien) nahe der italienisch-französischen 
Grenze verhängte ein mit Geldstrafen bewehrtes Verbot, obdachlosen Migranten 
Essen zu geben. Die Kirche, in der Hunderte von Menschen eine Notunterkunft ge-
funden hatten, wurde von den Behörden im Jahr 2017 geschlossen (Angela 
Giuffrida, The Guardian, 20.09.2022, https://www.theguar-
dian.com/world/2022/sep/20/all-we-want-is-to-be-able-to-live-migrants-left-desti-
tute-in-italian-border-town, aufgerufen am 01.12.2022). Die Situation Geflüchteter 
dürfte sich durch den Wechsel zu der rechtsextremen Regierung unter Giorgia Me-
loni sogar noch verschärfen. 

Infolge einer summarischen Prüfung auf Grundlage dieser Erkenntnisse ist nach 
Überzeugung der Einzelrichterin davon auszugehen, dass es der Antragstellerin zu 
1) als alleinerziehender Mutter und den Antragstellern zu 2) und zu 3), ihren neun 
und fünf Jahre alten Söhnen, bei einer Rücküberstellung nach Italien nicht gelingen 
wird, ihre Grundversorgung zu gewährleisten, insbesondere vor ihrer förmlichen Re-
gistrierung als Asylantragsteller und nach dem Abschluss ihres Asylverfahrens eine 
Unterkunft zu finden. Für die Antragstellerin kommt, abgesehen von den allgemei-
nen Schwierigkeiten Geflüchteter, eine Wohnung zu finden bzw. zu finanzieren und 
sich auf dem italienischen Arbeitsmarkt zu behaupten, erschwerend hinzu, dass sie 
die Betreuung ihrer Kinder sicherstellen muss, um einer geregelten Berufstätigkeit 
nachgehen zu können, und dass sie aufgrund der erlittenen Übergriffe im Herkunfts-
land mit hoher Wahrscheinlichkeit psychologische Unterstützung benötigt. Den An-
tragstellern droht folglich mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit ein von ihrem Willen 
unabhängiger Zustand der Verelendung in Form der Obdachlosigkeit und damit eine 
Verletzung des Art. 4 GRC bzw. Art. 3 EMRK. Die nach der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes erforderliche besonders hohe Schwelle der Erheblich-
keit ist vorliegend erreicht.“ 

Diesen Ausführungen schließt sich die Einzelrichterin vollumfänglich an. Dabei geht da 

Gericht insbesondere davon aus, dass es auch dem alleinstehenden Kläger bei einer 

Rückkehr nach Italien nicht gelingen wird, seine elementaren Bedürfnisse zu befriedi-

gen. Es ist schon nicht davon auszugehen, dass es ihm gelingen wird, eine Unterkunft 

zu finden. 

Zum einen droht die ernsthafte Gefahr, nicht unverzüglich nach der Überstellung einer 

angemessenen Unterkunft zugewiesen zu werden. Angesichts der dem Gericht vorlie-

genden Erkenntnismitteln besteht ein ernstzunehmendes Risiko, dass Dublin-Rückkeh-

rer nicht unmittelbar nach ihrer Ankunft eine angemessene Unterbringung erhalten, wel-

ches nicht durch die theoretische Möglichkeit, Unterstützung von karitativen Einrichtun-

gen zu erhalten oder in Behelfssiedlungen unterzukommen, ausreichend abgemildert 

werden kann. Daher kann nicht angenommen werden, dass eine angemessene und un-

verzügliche Unterbringung von Dublin-Rückkehrern sicher erfolgt. Gegenteilige Anhalts-
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punkte, die eine andere Einschätzung rechtfertigen, sind weder vorgetragen noch er-

sichtlich. Eine entsprechende Zusicherung der italienischen Behörden, den Kläger ent-

sprechend angemessen in Italien unterzubringen, liegt nicht vor.  

Angesichts der sich aus diesen Erkenntnissen und Informationen ergebenden derzeiti-

gen Arbeitsmarktsituation und Wirtschaftslage in Italien ist es zudem beachtlich wahr-

scheinlich, dass der Kläger im Falle seiner Rückkehr keine Arbeit finden würde. Bei einer 

Arbeitslosenquote von ca. 10 %, einer mit 33,7 % deutlich darüber liegenden Jugendar-

beitslosigkeit und der zurzeit (noch) herrschenden prekären Beschäftigungssituation im 

Dienstleistungs-, insbesondere im Hotel- und Gaststättengewerbe, sowie den einen Zu-

gang zum Arbeitsmarkt zusätzlich erschwerenden persönlichen Handicaps des Klägers 

- wie der mangelnden Beherrschung der italienischen Sprache oder des Fehlens spezi-

fischer beruflicher Qualifikationen und des für einen Drittstaatsangehörigen in einem an-

deren Land typischen Fehlens privater Netzwerke - erscheint es nahezu ausgeschlos-

sen, dass der Kläger in einem überschaubaren Zeitraum im Anschluss an eine Rückkehr 

nach Italien eine Arbeit findet, die es ihm gestattet, seinen Lebensunterhalt zu finanzie-

ren. Ob der Kläger in Italien eine Beschäftigung im Bereich der sog. Schattenwirtschaft 

finden könnte, kann offenbleiben. Denn angesichts der oben aufgezeigten Bemühungen 

der Europäischen Union und insbesondere auch ihres Mitgliedstaats Italien zur Bekämp-

fung von Schwarzarbeit verbietet es sich von vornherein, diese dadurch zu untergraben, 

dass Asylsuchende auf die Möglichkeit verwiesen werden, in Italien zur Sicherung des 

Existenzminimums - verbotene - Schwarzarbeit aufzunehmen. 

Für den Kläger kommt in seinem Einzelfall besonders erschwerend hinzu, dass er aus-

weislich der psychologischen Stellungnahmen vom .2020 und vom 2020 so-

wie der umfassenden fachpsychiatrischen Stellungnahme vom .2020 an einer 

Posttraumatischen Belastungsstörung leidet sowie an einer Depressiven Störung. Er ist 

daher darauf angewiesen, dass er unmittelbar nach einer Rückkehr nach Italien sicher 

untergebracht wird und seine medizinische Versorgung sichergestellt ist und wird umso 

weniger in der Lage sein, sich kurzfristig durch eigene Erwerbstätigkeit ein Existenzmi-

nimum zu sichern.  

Mit der Aufhebung der Ablehnung des Asylantrags als unzulässig ist auch die Aufhebung 

der Feststellung der Beklagten darüber verbunden, ob die Voraussetzungen gemäß § 60 

Abs. 5 oder 7 AufenthG vorliegen (Nummer 2 des angefochtenen Bescheids). Gemäß 

§ 31 Abs. 3 Satz 1 AsylG setzt eine solche Entscheidung eine Entscheidung über den 

unzulässigen Asylantrag voraus. Wird diese aufgehoben, entfällt auch die Grundlage für 

eine Entscheidung gemäß § 60 Abs. 5 und Abs. 7 AufenthG. 
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Die Abschiebungsanordnung (Nummer 3 des Bescheids) ist ebenfalls aufzuheben. 

Diese darf nur dann ergehen, wenn der Asylantrag gemäß § 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG als 

unzulässig abgelehnt wurde (§ 34a AsylG). Die Ablehnung als unzulässig entfällt mit 

diesem Urteil. 

Mit der Aufhebung der Abschiebungsanordnung entfällt ebenfalls die Voraussetzung, 

unter der die Beklagte gemäß § 75 Nr. 12 AufenthG über eine Befristung eines Einreise- 

und Aufenthaltsverbots gemäß § 11 Abs. 2 Satz 1 AufenthG entscheiden darf. Infolge-

dessen ist der angefochtene Bescheid schließlich auch hinsichtlich Nummer 4 aufzuhe-

ben. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO und § 83b AsylG. Die Entschei-

dung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO in Verbindung mit § 

708 Nr. 11 und § 711 Satz 1 und 2 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Oberver-
waltungsgericht zugelassen wird. 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils 
bei dem 

Verwaltungsgericht Hannover, 
Leonhardtstraße 15, 
30175 Hannover, 
 

zu beantragen. Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag 
sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzulegen. 

Bei der Antragstellung und der Begründung des Antrags sowie in dem Verfahren vor 
dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevollmäch-
tigte vertreten lassen. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte, Rechtslehrer an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz, wenn sie die Befähigung zum Richteramt besitzen, 
sowie die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Orga-
nisationen zugelassen; Bevollmächtigte, die keine natürlichen Personen sind, handeln 
durch ihre Organe und mit der Prozessvertretung beauftragten Vertreter. Ein Beteilig-
ter, der danach als Bevollmächtigter zugelassen ist, kann sich selbst vertreten. Behör-
den und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur 
Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch 
eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befä-
higung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebilde-
ten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 
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Ab dem 1. Januar 2022 müssen Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vorbereitende Schriftsätze und ihre Anlagen 
als elektronisches Dokument übermitteln (§ 55 d Satz 1 VwGO - aktive Nutzungspflicht 
-). Gleiches gilt für die vorstehend bezeichneten vertretungsberechtigten Personen, für 
die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55 a Absatz 4 Nummer 2 VwGO zur Verfü-
gung steht. Die elektronische Form muss den Anforderungen aus § 55 a VwGO und 
der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts-
verkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (ERVV) entspre-
chen. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, 
bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorüberge-
hende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

 q.e.s. 

   

 
 
Beglaubigt 
Hannover, 01.03.2023 
 
 

 
Justizangestellte 
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 




